
EU und dem Vertrag über die Arbeitsweise der EU. 
Wichtiger Bestandteil des Lissabonner Vertrags ist 
die Einführung der Charta der Grundrechte der EU 
(↗ S. 14), mit der die EU sich in ihrem Handeln und 
in der Anwendung von EU-Recht zu der Einhaltung 
von Grundrechten verpflichtet.

In einer Abfolge von Vertragsrevisionen (↗  Ta-
belle) sind EU-Tätigkeitsfelder erweitert und ergänzt 
worden. Parallel dazu entwickelte sich die Arbeits-
weise der EU, wobei immer wieder die beiden Logi-
ken im Spannungsverhältnis, also stärkere über-
staatliche Kooperation und Bewahrung staatlicher 
Unabhängigkeit, gestärkt wurden. So sind bei-
spielsweise die ursprünglich informellen Treffen 
der Staats- und Regierungschefs aufgewertet wor-
den. Der Europäische Rat, in dem sie zusammen-
kommen, ist seit 2009 ein offizielles EU-Organ. Auf 
der anderen Seite ist das Europäische Parlament 
als direkt gewähltes EU-Organ durchgehend mit 
immer stärkeren Befugnissen ausgestattet wor-
den. Nicht sichtbar ist in der historischen Darstel-
lung, dass es immer wieder Initiativen gab, die ge-
scheitert sind. Ein prominentes Beispiel sind die 

Bemühungen der frühen 1950er-Jahre, eine Euro-
päische Verteidigungsgemeinschaft zu gründen. 
Diese scheiterte an nationalem Widerstand – und 
ist bis heute Gegenstand widerstreitender staatli-
cher und gemeinschaftlicher Interessen. 

Integration als Prozess territorialer 
Erweiterung und Verkleinerung

Dass die EU einmal 27 Mitgliedstaaten umfas-
sen würde, war zu Beginn des Einigungsprozesses 
kaum absehbar. Jede Erweiterungsrunde hat auch 
die EU verändert und war mit Vertiefungsschritten 
verbunden, vor allem der Aufnahme neuer Politik-
bereiche. Jede Erweiterung wirft allerdings auch 
Fragen nach möglichen Zielkonflikten zwischen 
weiterer Vertiefung und der Beteiligung weiterer 
Staaten mit eigenständigen Interessen auf. 

Die Geschichte der territorialen Erweiterung ist 
unbedingt vor dem jeweiligen historischen Kon-
text der einzelnen Erweiterungsrunden zu ver-
stehen, die sehr unterschiedlich waren. Die Unter-
zeichnung der Gründungsverträge der heutigen EU 
fand in einem gespaltenen Europa statt. Bald nach 
dem Zweiten Weltkrieg formierten sich zwei glo-
bale Machtblöcke, deren Konfrontation als Kalter 
Krieg bezeichnet wird. Während die zentral- und 
osteuropäischen Staaten an die Sowjetunion ge-
bunden waren, orientierte sich Westeuropa vor 
allem verteidigungspolitisch an den USA. Für den 
ersten Bundeskanzler Westdeutschlands, Konrad 
Adenauer (1876–1967), war eine Einbindung der 
Bundesrepublik in westliche Bündnisse das zentrale 
Anliegen seiner Amtszeit (1949–1963).

Die erste Erweiterung der EG fand 1973 statt, als 
das Vereinigte Königreich, die Republik Irland und 
Dänemark der EWG beitraten. Norwegen, das eben-
falls eine Mitgliedschaft verhandelt hatte, trat nach 
einem negativen Referendum nicht bei. Diese Nord-
erweiterung war vor allem durch wirtschaftliche 
Gründe motiviert. Die Beitrittsstaaten waren zuvor 
Mitglieder in der Europäischen Freihandelszone 
(EFTA), in deren Rahmen sie Zugang zum EG-Wirt-
schaftsraum ohne volle Mitgliedschaft und deshalb 
ohne Mitsprache hatten. Nun strebten sie eine grö-
ßere Teilhabe am stetig wachsenden gemeinsamen 
Markt an, während sie politischen Einigungszielen 
weiter skeptisch gegenüberstanden.

Im Gegensatz hierzu war die sogenannte Süd-
erweiterung vorrangig politisch motiviert. Die Auf-
nahme von Griechenland (1981) sowie Spanien und 
Portugal (1986) sollte die noch kurz vorher autokra-
tisch regierten Staaten demokratisch stabilisieren. 
Die EG-Mitgliedschaft wurde als Mittel zur Siche-
rung des Mittelmeerraums und Förderung demo-
kratischer Gesellschaften schnell umgesetzt und 
führte parallel zum Ausbau von Struktur- und Re-
gionalförderprogrammen, um so die relativ ärmeren 
Regionen wirtschaftlich und politisch zu festigen. 

Die wohl schnellste Erweiterung fand indirekt 
durch die Wiedervereinigung Deutschlands statt. 

Politiklexikon: Europäische 
Freihandelszone (EFTA)  
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Vertiefung als Fortentwicklung der Grundlagenverträge:  
von Rom bis Lissabon

Vertragsname – Jahr des Inkrafttretens Name der Organisation

EGKS-Vertrag – 1951 Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (EGKS, sog. Montanunion)

Römische Verträge – 1957 
• �EWG-Vertrag zur Einrichtung der Euro­

päischen Wirtschaftsgemeinschaft 
• �EURATOM-Vertrag über Gründung der 

Europäischen Atomgemeinschaft 
• �Abkommen über gemeinsame Organe  

der EWG/EURATOM 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)
Europäische Atomgemeinschaft (EURATOM)

Vertrag zur Einsetzung eines gemeinsamen 
Rates und einer gemeinsamen Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften – 1967 

Europäische Gemeinschaften (EG):
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl, Europäische Atomgemeinschaft 

Einheitliche Europäische Akte – 1986 Europäische Gemeinschaften (EG)

Vertrag von Maastricht – 1992
• EU-Vertrag 
• �Fortbestand EG-Vertrag, EURATOM-Vertrag, 

EGKS-Vertrag 

Europäische Union (EU) 
Europäische Gemeinschaft (EG)

Vertrag von Amsterdam – 1997
Vertrag von Nizza – 2001
• �Fortbestand aller bestehenden Verträge  

( jeweils angepasst)

Europäische Union (EU)
Europäische Gemeinschaft (EG)

Vertrag von Lissabon – 2009
• Vertrag über die Union (EU-Vertrag) 
• �Vertrag über die Arbeitsweise der Euro

päischen Union (AEU-Vertrag)
• Fortbestand EURATOM (angepasst)

Europäische Union (EU)
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